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Satzung

uber die Erstattung der notwendigen
Schiilerbeforderungskosten (SBKS)

in der Fassung der Anderungssatzung vom 17. Juli 2024
(Gultig ab 1. August 2024)

A. Erstattungsvoraussetzungen

§ 1 Kostenerstattung

(1) Der Landkreis erstattet nach Maligabe der jeweils geltenden gesetzlichen Vor-

schriften und dieser Satzung

- den Schultragern,

- den Wohngemeinden, wenn eine Schule aulRerhalb Baden-Wirttembergs besucht
wird,

- den Schulern der in seiner Tragerschaft stehenden Schulen

die entstehenden notwendigen Beforderungskosten abzlglich der Eigenanteile.

(2) Befdérderungskosten werden nur fur Kinder in Grundschulférderklassen und
Schulkindergarten sowie fur Schuler der in § 18 Abs. 1 FAG genannten Schulen er-
stattet, soweit sie in Baden-Wurttemberg wohnen. Satz 1 gilt nicht fir Schuler, die
eine Forderung, ausgenommen Darlehen, nach dem Bundesausbildungs-
forderungsgesetz (BAf6G), dem Aufstiegsfortbildungsforderungsgesetz (AFBG) oder
dem Sozialgesetzbuch Il erhalten.

(3) Als Wohnung im Sinne dieser Satzung gilt der Ort des gewdhnlichen Aufenthalts.

(4) Beim Besuch einer Schule auflerhalb Baden-Wuirttembergs werden Beforde-
rungskosten nicht erstattet, wenn eine in Baden-Wiurttemberg verkehrsmafig gunsti-
ger gelegene entsprechende o6ffentliche Schule besucht werden kann, es sei denn,
ihr Besuch ist aus schulorganisatorischen Griinden ausgeschlossen.

(5) Fur Schuler der Abendrealschule werden die Beforderungskosten nur wahrend
des letzten Schuljahres, fir Schiler der Abendgymnasien nur wahrend der letzten

1 72 Schuljahre erstattet, sofern eine Freistellung von der Berufstatigkeit nachgewie-
sen ist.

(6) Der Schultrager bzw. Schuler hat keinen Anspruch auf Einrichtung eines Beforde-
rungsangebotes.
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§ 2 StundenplanmaRiger Unterricht

(1) Beforderungskosten werden nur fir Fahrten zwischen Wohnung und Schule er-
stattet, sofern sie durch die Teilnahme an dem im Stundenplan vorgesehenen Unter-
richt (stundenplanmalliger Unterricht) entstehen. Befdérderungskosten fur Fahrten
zwischen zwei Unterrichtsstatten (innerer Schulbetrieb) werden nicht erstattet.

(2) Stundenplanmaliger Unterricht im Sinne des Abs. 1 ist der Unterricht, der an den
Schulen nach einem festen, fur Lehrer und Schuler verbindlichen Stundenplan statt-
findet.

§ 3 Mindestentfernung
(1) Als notwendige Beférderungskosten werden die Fahrtkosten erstattet

a) fur Kinder in Grundschulférderklassen und Schulkindergarten ab einer Min-
destentfernung von 1,5 km zwischen Wohnung und Schule,

b) fur Schuler der Sonderschulen, mit Ausnahme der Schuler ab Klasse 5 der
Sonderpadagogischen Beratungszentren (SBBZ) Lernen und Sprache ab
einer Mindestentfernung von 1,5 km zwischen Wohnung und Schule,

c) fur Schuler der Berufsschulen ab einer Mindestentfernung von 20 km,

d) fur Schuler der Grundschulen, Hauptschulen, Werkrealschulen, Realschulen,
Gemeinschaftsschulen, Gymnasien, Freien Waldorfschule, Kollegs, Berufs-
fachschulen, Berufskollegs, Berufsoberschulen, Abendrealschulen, Abend-
gymnasien und fir Schiler mit Vollzeitunterricht des Berufsgrundbildungsjah-
res und Berufsvorbereitungsjahres ab einer Mindestentfernung von 3 km. Dies
gilt auch fir Schuler der Foérderschulen und der Sprachheilschule, jeweils ab
der Klasse 5.

(2) Die Mindestentfernung nach Abs. 1 und Abs. 5 bemisst sich nach der kiirzesten
offentlichen Wegstrecke zwischen Wohnung und Schule.

(3) Fur Schuler nach Abs. 1 Buchst. d), die in einem raumlich getrennten Wohnbezirk
einer Gemeinde wohnen und aulerhalb desselben eine Schule besuchen, sind die
Beforderungskosten auch dann zu erstatten, wenn die kurzeste 6ffentliche Wegstre-
cke zwischen dem Mittelpunkt des Wohnbezirks und der Schule mindestens 3 km
betragt.

Ein raumlich getrennter Wohnbezirk ist ein Ortsteil, der sich in deutlich erkennbarem
Abstand zur nachstgelegenen zusammenhangenden Bebauung befindet und der
aufgrund von § 5 Abs. 4 der Gemeindeordnung i. V. m. § 2 der Verordnung des In-
nenministeriums zur Durchfuhrung der Gemeindeordnung fur Baden-Wurttemberg
vom 13. Februar 1976 (GBI. S. 177) einen Namen erhalten hat.

(4) Beforderungskosten fur Schiler nach Abs. 1 Buchstabe d) werden unabhangig
von der Mindestentfernung erstattet, wenn die Zuriicklegung der Wegstrecke zu Ful}
eine besondere Gefahr fur die Sicherheit oder die Gesundheit der Schuler bedeutet.
Die im StralRenverkehr Ublicherweise auftretende Gefahr gilt nicht als besondere Ge-
fahr in diesem Sinne. Die Entscheidung daruber, ob eine besondere Gefahr vorliegt,

trifft das Landratsamt.
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(5)  Grundschuler/innen und Schuler/innen der Klasse 1 bis 4 der Freien Waldorf-
schule und der Gemeinschaftsschulen, deren kirzester Schulweg unter drei Kilome-
tern betragt, werden die Kosten der Schulermonatskarten bzw. des Deutschlandti-
cket JugendBW fir die beiden letzten Beférderungsmonate erstattet, wenn sie fur
das gesamte Schuljahr Schilermonatskarten oder das Deutschlandticket JugendBW
entsprechend den Vertragen (Schulerlistenverfahren) nach § 20 16sen, sofern nicht
eine Erstattung nach Abs. 6 erfolgt.

(6) Wenn mindestens drei Kinder einer Familie Schilermonatskarten oder ein
Deutschlandticket JugendBW fur das ganze Schuljahr nach dem Schulerlistenverfah-
ren l6sen, werden ihnen die Kosten der Schilermonatskarten bzw. des Deutschland-
ticket JugendBW fur die beiden letzten Beforderungsmonate erstattet, sofern sie
nicht der Eigenanteilspflicht nach § 6 unterliegen.

§ 4 Auswartige Unterbringung, Wochenendheimfahrten

(1) Die notwendigen Beforderungskosten fur Fahrten zwischen der Wohnung und
einem auswartigen Unterbringungsort werden nur fur Schuler der Sonderschulen und
der Aufbaugymnasien sowie fur Berufsschuler, soweit deren Unterricht als Blockun-
terricht erteilt wird (Blockschuler), erstattet.

(2) Notwendige Beforderungskosten i. S. des Abs. 1 sind die Beférderungskosten fur
Fahrten zwischen der Wohnung und dem auswartigen Unterbringungsort zu Beginn
und zum Ende des Schuljahres bzw. des Blockunterrichts oder der Ferien; dartber
hinaus bei Schilern der Sonderschulen auch die Kosten fur Wochenendheimfahrten.

(3) Auf die Erstattung der Kosten fur die Fahrten zwischen dem auswartigen Unter-
bringungsort und der Schule ist § 3 entsprechend anzuwenden.

§ 5 Begleitpersonen

(1) Beforderungskosten fur Begleitpersonen werden nur erstattet, wenn die Beglei-
tung wegen der korperlichen, geistigen oder seelischen Behinderung eines Schulers
oder Kindes erforderlich ist. Die Notwendigkeit einer Begleitung ist auf Verlangen
durch ein amtsarztliches Zeugnis nachzuweisen.

(2) Ist neben dem Fahrer eine weitere Person zur Begleitung der Kinder erforderlich
und werden in einem Schulerfahrzeug mindestens 10 blinde, geistig behinderte, kor-
perbehinderte, gehbehinderte oder sozial-emotional férderungsbedurftige Schuler
oder Kinder in Schulkindergarten befoérdert, so wird fur den Einsatz einer Begleitper-
son in der Regel ein Betrag in Hohe des jeweils glltigen Mindestlohnsatzes entspre-
chend des Landestariftreue- und Mindestlohngesetzes, aufgerundet auf volle 1/10
Euro je Stunde Einsatzzeit erstattet. Dies gilt in besonders begriindeten Fallen auch
dann, wenn weniger als 10 Schuler beférdert werden und das Landratsamt zuge-
stimmt hat.
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B. Eigenanteil
§ 6 Eigenanteilspflicht

(1) Der Personensorgeberechtigte bzw. der volljahrige Schuler hat zu den notwendi-
gen Beforderungskosten beim Besuch nachstehender Schulen/Klassen je Beforde-
rungsmonat den jeweils geltenden naldo-Tarif flr eine Schilermonatskarte der
Preisstufe 1 (fur eine Wabe) abzuglich eines Abschlags von einheitlich 7,40 EUR fur
Schuler folgender Schularten

Hauptschule ab Klasse 5

SBBZ Lernen ab Klasse 5
SBBZ Sprache ab Klasse 5
Werkrealschule
Gemeinschaftsschule ab Klasse 5
Realschule

Abendrealschule
Berufsfachschule

Freie Waldorfschule ab Klasse 5
Gymnasium

Abendgymnasium

Berufsschule

Kolleg

Berufskolleg

Berufsoberschule

als Eigenanteil zu entrichten.

(2) Die Eigenanteile sind nur fur hochstens zwei Kinder einer Familie zu tragen und
zwar fur die mit dem hochsten Eigenanteil, es sei denn, es bestehen Anspriche
nach § 7 dieser Satzung. Schuler/innen, die im Schulerlistenverfahren Schilermo-
natskarten oder ein Deutschlandticket JugendBW fur das ganze Schuljahr I6sen,
werden vom Eigenanteil flr den letzten Beférderungsmonat befreit.

(3) Die Eigenanteile werden vom Schultrager eingezogen. Dieser hat die nach MafR-
gabe dieser Satzung zu entrichtenden Eigenanteile an den Landkreis abzuflhren.
Der Schultrager kann ein Verkehrsunternehmen oder deren Zusammenschlisse
damit beauftragen, die Eigenanteile fur ihn einzuziehen und an den Landkreis abzu-
fuhren.
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§ 7 Erlass

(1) In besonders gelagerten Einzelfallen insbesondere, wenn die Erhebung auf
Grund der wirtschaftlichen Verhaltnisse der Eltern und des Schulers eine unbillige
Harte darstellen wirde, kann der Schultrager auf Antrag den Eigenanteil ganz oder
teilweise ab dem 1. eines Monats, in dem der Antrag eingegangen ist, erlassen. Die-
se Regelung gilt nicht fir Anspruchsberechtigte auf Leistungen von Schulerbeforde-
rungskosten nach SGB II, SGB Xll, Bundeskindergeldgesetz und das Asylbewerber-
leistungsgesetz.

(2) Bei Privatschulen ist ein Erlass nur mit Zustimmung des Landratsamts moglich.
Die Erlassantrage sind von der Schule gesammelt zu Beginn des Schuljahres mit
einer Stellungnahme dem Landratsamt vorzulegen.

C. Umfang der Kostenerstattung

§ 8 Rangfolge der Verkehrsmittel

(1) Die Organisation der Schulerbeforderung erfolgt durch die Schultrager, die
Wohngemeinden (bei einem Besuch einer Schule aul3erhalb Baden-Wirttembergs)
und den Schulleiter (bei den Schulen in der Tragerschaft des Landes).

(2) Beforderungskosten werden grundsatzlich nur erstattet, wenn offentliche Ver-
kehrsmittel benutzt werden.

(3) Ist die Benutzung offentlicher Verkehrsmittel nicht mdglich oder nicht zumutbar
und kommt auch die Beforderung mit einem Schulerfahrzeug* (§ 12) nicht in Be-
tracht, kdnnen ausnahmsweise die Kosten flr die Benutzung privater Kraftfahrzeuge
erstattet werden. Das Landratsamt kann Abweichungen von dieser Rangfolge zulas-
sen, wenn dadurch eine wesentlich wirtschaftlichere Beférderung erreicht wird.

§ 9 Zumutbare Wegstrecke zur Haltestelle

(1) Sofern durch die Benutzung mehrerer Verkehrsmittel zusatzliche Kosten entste-
hen, werden Schilerni. S. von § 3 Abs. 1 Buchs. c¢) und d) diese zusatzlichen Befor-
derungskosten nur erstattet, wenn die Wegstrecke zwischen Wohnung und Haltestel-
le oder zwischen Haltestelle und Schule mehr als 1,5 km betragt.

(2) Bei der Benutzung von Schulerfahrzeugen* erhalten die Schuler fur eine Weg-
strecke zwischen Wohnung und Haltestelle bis zu 3 km keinen Beférderungskosten-
ersatz.

(3) Liegt eine besondere Gefahr vor, gilt § 3 Abs. 4 entsprechend.

* Schiilerfahrzeug ist ein vom Schultrdger angemietetes oder schultrégereigenes Kraftfahrzeug zur
Beférderung von Schiilern zum und vom Unterricht (§ 1 der Verordnung Uber die Befreiung bestimm-
ter Beforderungsfalle von den Vorschriften des Personenbeférderungsgesetzes).
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§ 10 Zumutbare Wartezeit

(1) Die Benutzung von o6ffentlichen Verkehrsmitteln und Schilerfahrzeugen ist zu-
mutbar, wenn die Ankunft oder Abfahrt am Schulort in der Regel innerhalb von 60
Minuten vor Beginn oder nach Ende des Unterrichts erfolgt. Bei Fahrten nach § 4
Abs. 1 und bei Berufsschulern ist eine langere Wartezeit zumutbar.

(2) Schulanfangs- und Schulschlusszeiten sollen mit den Fahrzeiten der &ffentlichen
Verkehrsmittel abgestimmt werden; dabei ist ein gestaffelter Unterrichtsbeginn und
ein gestaffeltes Unterrichtsende anzustreben, damit Verkehrsspitzen vermieden wer-
den.

§ 11 Benutzung offentlicher Verkehrsmittel

(1) Stehen verschiedene offentliche Verkehrsmittel zur Verfugung, werden nur die
Kosten fur das zumutbare, preisglnstigste Verkehrsmittel erstattet.

(2) Stehen andere zumutbare offentliche Verkehrsmittel nicht zur Verfugung, werden
Zuschusse flr die Einrichtung von Schulerkursen im Rahmen des allgemeinen Lini-
enverkehrs erstattet, wenn der Schulerkurs Uberwiegend der Schulerbeforderung
dient und das Landratsamt den Vertrag (einschlieBlich aller Anderungen) zwischen
Schultrager und Verkehrsunternehmen genehmigt hat.

(3) Zur Ermittlung des Zuschusses nach Absatz 2 ist das vertraglich vereinbarte Ent-
gelt um die Einnahmen aus der Beforderung der Schuler/innen und anderer Perso-
nen und um die anteiligen Ausgleichszahlungen nach § 45a Personenbeférderungs-
gesetz (PBefG) bzw. § 6 a des Allgemeinen Eisenbahngesetzes zu kurzen. Die aus
dem Verkauf von Schulermonatskarten und aus dem Verkauf des Deutschlandticket
JugendBW berucksichtigenden Einnahmen sind im Vertrag pauschal oder in Form
eines prozentualen Anteils an den Erldsen festzulegen.

§ 12 Einsatz von Schiilerfahrzeugen

(1) Ist weder die Benutzung zumutbarer offentlicher Verkehrsmittel noch bereits vor-
handener Schulerfahrzeuge madglich, werden die Kosten des Einsatzes angemieteter
oder eigener Schulerfahrzeuge erstattet, wenn das Landratsamt den Vertrag (ein-
schlieBlich aller Anderungen) zwischen Schultrdger und Verkehrsunternehmen oder
den Einsatz des schultragereigenen Fahrzeugs genehmigt hat.

(2) Soweit freie Platze vorhanden sind, kdnnen in den Schilerfahrzeugen mit vorhe-
riger Zustimmung des Landratsamtes auch Personen mitbefordert werden, fur die
der Landkreis keine Kosten erstattet; Mehrkosten durfen hierdurch dem Landkreis
nicht entstehen. Bei der Kostenerstattung durch den Landkreis ist die Mitbeforderung
dritter Personen angemessen mindernd zu berlcksichtigen.
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§ 13 Benutzung privater Kraftfahrzeuge

(1) Die durch die Benutzung privater Kraftfahrzeuge entstehenden Kosten werden
nach Malligabe des Abs. 2 erstattet, wenn das Landratsamt die Kostenerstattung
genehmigt hat. Abweichend von Satz 1 erhalten korperlich oder geistig behinderte
Schuler oder Kinder in Grundschulforderklassen und Schulkindergarten die Kosten
fur die Benutzung privater Kraftfahrzeuge auch dann erstattet, wenn ihnen die Be-
nutzung offentlicher Verkehrsmittel zuzumuten ist; die Kostenerstattung beschrankt
sich in diesem Fall auf den Betrag, der bei Benutzung o&ffentlicher Verkehrsmittel zu
erstatten ware.

(2) Je Kilometer notwendiger Fahrtstrecke werden bei Personenwagen 0,30 EUR bei
Kraftradern 0,15 EUR erstattet. Bei der Bildung von Fahrgemeinschaften werden fur
jeden zusatzlich mitfahrende/n Schiler/in 0,08 EUR/km erstattet, soweit er/sie zum
berechtigten Personenkreis gehort.

§ 14 Hochstbetrage

(1) Die notwendigen Beforderungskosten werden ohne Anrechnung der Eigenanteile
bis zu folgenden Hochstbetragen je Person und Schuljahr erstattet:

- 2.560 EUR flr Kinder in Grundschulférderklassen und Schulkindergarten,

- 770 EUR fur die ubrigen Schuler, mit Ausnahme der Schuler an Sonderschulen.

(2) Ubersteigen bei Schiilern von Sonderschulen die Beférderungskosten 2.600 EUR
im Schuljahr, kann der Stadt- oder Landkreis den ubersteigenden Betrag zu 75 v.H.
von dem Stadt- oder Landkreis geltend machen, in dem der Schuler wohnt. Die Be-
forderungskosten einschliel3lich der Kosten fur Begleitpersonen werden fur den
Schduler, der am Stichtag der amtlichen Schulstatistik zu beférdern ist, entsprechend
dem tatsachlichen Anteil dieses Schulers an der genehmigten Fahrstrecke berech-
net.

Die Berechnung erfolgt durch den Stadt- und Landkreis des Schulorts bis spatestens
31. Dezember des auf das Schuljahresende folgenden Jahres. Diese Ausschlussfrist
kann in Ausnahmefallen auf vorherigen Antrag hin verlangert werden.
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D. Verfahrensvorschriften

§ 15 Vorschriften fiir Schulkindergarten und Wohngemeinden

Die fUr Schultrager geltenden Vorschriften finden entsprechende Anwendung fur
- die Trager von Grundschulférderklassen und Schulkindergarten,

- die Wohngemeinden, wenn eine Schule aul3erhalb Baden-Wurttembergs besucht
wird.

§ 16 Schilermonatskarten

Schdler, die regelmaRig ein offentliches Verkehrsmittel (§ 11) benutzen, haben die
Moglichkeit, im Rahmen des Schulerlistenverfahrens das bundeweit gultige Deutsch-
landticket JugendBW oder Schilermonatskarten zu erhalten, es sei denn, dass Ein-
zelfahrscheine wesentlich billiger sind.

§ 17 Genehmigungsverfahren bei Beforderungsvertragen

(1) Beim Einsatz von Schulerkursen und von angemieteten Schulerfahrzeugen hat
der Schultrager mit dem Verkehrsunternehmen einen schriftlichen Vertrag abzu-
schlieBen. Der Antrag auf Genehmigung des Vertrages ist dem Landratsamt unver-
zuglich nach Vertragsschluss vorzulegen. Wird der Antrag auf Genehmigung des
Vertrags oder Anderungsvertrags spater als 3 Monate nach Beférderungsbeginn
vorgelegt, erfolgt die Kostenerstattung nur fur die Zeit nach Eingang des Antrages.

(2) Wird die Genehmigung nicht oder nicht in dem beantragten Umfang erteilt, erfolgt
insoweit keine Kostenerstattung. Bereits erstattete Beforderungskosten sind an den
Landkreis zurickzuzahlen.

(3) Abs. 1 und 2 gelten entsprechend beim Einsatz von schultragereigenen Fahrzeu-
gen.

§ 18 Genehmigungsverfahren bei Benutzung privater Kraftfahrzeuge

(1) Der Schuler/die Schilerin hat innerhalb von vier Wochen nach dem Beginn der
Beforderung beim Schultrager die Genehmigung zur Benutzung des privaten Kraft-
fahrzeugs zu beantragen, sonst erfolgt eine Kostenerstattung nur flr die Zeit nach
Eingang des Antrags.

(2) Der Schultrager hat die Genehmigung der Benutzung unverzuglich beim
Landratsamt zu beantragen. Wird der Antrag spater als drei Monate nach
Beforderungsbeginn beim Landratsamt gestellt, erfolgt die Kostenerstattung nur fur
die Zeit nach Eingang des Antrags.
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§ 19 Abrechnung zwischen Schultragern und Landkreis

(1) Soweit nicht im vereinfachten Verfahren (§ 20) abgerechnet wird, rechnet der
Schultrager die ihm entstandenen Beforderungskosten mit dem Landkreis wie folgt
ab:

bis Abrechnung der Beférderungskosten fiur den Zeitraum

15. April 1. August - 31. Dezember des vorhergehenden Jahres
15. Juli 1. Januar - 31. Marz des laufenden Jahres

15. November 1. April - 31. Juli des laufenden Jahres

Die fur ein Schuljahr entstandenen Kosten werden nur erstattet, wenn die Erstattung
spatestens bis zum 15. November des Jahres beantragt wird, in dem das Schuljahr
endet.

(2) Die Schultrager fuhren jeweils zum 15.04., 15.07. und 15.11. die bis zu diesem
Termin vereinnahmten Eigenanteile an den Landkreis ab, soweit eine Aufrechnung
mit bereits entstandenen Erstattungsanspriuchen nicht maglich ist.

Der Abrechnung am 15. November ist eine Endabrechnung der Eigenanteile des
vorangegangenen Schuljahrs beizufugen.

§ 20 Vereinfachtes Abrechnungsverfahren mit den Verkehrsunternehmen

Der Landkreis erstattet die Beforderungskosten anstelle der Schultrager unmittelbar
an diejenigen Verkehrsunternehmen oder deren Zusammenschlisse, mit denen er
entsprechende Vertrage abgeschlossen hat.
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§ 21 Kostenerstattung aufgrund von Einzelantragen

(1) Der Schultrager ersetzt den Schulern bzw. Eltern die verauslagten Beforde-
rungskosten, soweit

1. die Ausgabe von Schulermonatskarten oder des Deutschlandticket JugendBW
nicht in Betracht kommt oder

2. die Benutzung privater Kraftfahrzeuge zulassig ist (§ 13).

(2) Die nachgewiesenen Beforderungskosten werden den Schulern bzw. Eltern nur
erstattet, wenn die Erstattung bis spatestens 01.10. des Jahres, in dem das Schul-
jahr endet, beim Schultrager beantragt wird.

(3) Die nachgewiesenen Schulerbeforderungskosten werden dem Schultrager nur
erstattet, wenn die Erstattungsantrage bis spatestens 15.11. des Jahres, in dem das
Schuljahr endet, beim Landkreis eingereicht werden.

§ 22 Erganzende Richtlinien, Vordrucke

Fur das Abrechnungs- und Erstattungsverfahren erlasst das Landratsamt Richtlinien.
Fir einzelne Malinahmen, insbesondere Vertrage, Erklarungen und Antrage, erstellt
das Landratsamt Mustervordrucke, die den jeweiligen Verfahrenshandlungen zu-
grunde zu legen sind.

§ 23 Prufungsrecht des Landratsamtes

Das Landratsamt ist berechtigt, die der Schulerbeférderungskostenerstattung zu-
grundeliegenden Unterlagen bei den Schultragern anzufordern oder einzusehen. Die
entsprechenden Unterlagen sind 6 Jahre aufzubewahren. § 36 der Gemeindekas-
senverordnung alte Fassung, zuletzt geandert durch Verordnung vom 23. August
2001 (GBI. S. 532) bleibt unberuhrt.

SBKS ZAK gliltig ab 01.08.2024



	A. Erstattungsvoraussetzungen
	§ 1 Kostenerstattung
	§ 2 Stundenplanmäßiger Unterricht
	§ 3 Mindestentfernung
	§ 4 Auswärtige Unterbringung, Wochenendheimfahrten
	§ 5 Begleitpersonen
	B. Eigenanteil
	§ 6 Eigenanteilspflicht
	§ 7 Erlass
	C. Umfang der Kostenerstattung
	§ 8 Rangfolge der Verkehrsmittel
	§ 9 Zumutbare Wegstrecke zur Haltestelle
	§ 10 Zumutbare Wartezeit
	§ 11 Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel
	§ 12 Einsatz von Schülerfahrzeugen
	§ 13 Benutzung privater Kraftfahrzeuge
	§ 14 Höchstbeträge
	§ 15 Vorschriften für Schulkindergärten und Wohngemeinden
	§ 16 Schülermonatskarten
	§ 17 Genehmigungsverfahren bei Beförderungsverträgen
	§ 19 Abrechnung zwischen Schulträgern und Landkreis
	§ 20 Vereinfachtes Abrechnungsverfahren mit den Verkehrsunternehmen
	§ 21 Kostenerstattung aufgrund von Einzelanträgen
	§ 22 Ergänzende Richtlinien, Vordrucke
	§ 23 Prüfungsrecht des Landratsamtes




Barrierefreiheitsbericht





		Dateiname: 

		Satzung über die Erstattung der notwendigen Schülerbeförderungskosten.pdf









		Bericht erstellt von: 

		Dietrich, Herr, frank.dietrich@zollernalbkreis.de



		Firma: 

		Landratsamt, IuK







 [Persönliche und Firmenangaben aus Dialogfeld „Voreinstellungen > Identität“.]



Zusammenfassung



Es wurden keine Probleme in diesem Dokument gefunden.





		Manuelle Prüfung erforderlich: 0



		Manuell bestanden: 2



		Manuell nicht bestanden: 0



		Übersprungen: 1



		Bestanden: 29



		Fehlgeschlagen: 0







Detaillierter Bericht





		Dokument





		Regelname		Status		Beschreibung



		Berechtigungskennzeichen für Barrierefreiheit		Bestanden		Berechtigungskennzeichen für Barrierefreiheit muss festgelegt werden.



		PDF (nur Bilder)		Bestanden		Dokument ist nicht eine nur aus Bildern bestehende PDF-Datei



		PDF (mit Tags)		Bestanden		Dokument ist PDF (mit Tags)



		Logische Lesereihenfolge 		Manuell bestanden		Dokumentstruktur ist logisch in Lesereihenfolge geordnet



		Hauptsprache		Bestanden		Sprache ist im Text festgelegt



		Titel		Bestanden		Dokumenttitel ist in Titelleiste sichtbar



		Lesezeichen		Bestanden		In umfangreichen Dokumenten sind Lesezeichen vorhanden



		Farbkontrast		Manuell bestanden		Dokument verfügt über geeigneten Farbkontrast



		Seiteninhalt





		Regelname		Status		Beschreibung



		Inhalt mit Tags		Bestanden		Alle Seiteninhalte verfügen über Tags



		Anmerkungen mit Tags		Bestanden		Alle Anmerkungen verfügen über Tags



		Tab-Reihenfolge		Bestanden		Tab-Reihenfolge ist mit der Ordnungsstruktur konsistent



		Zeichenkodierung		Bestanden		Zuverlässige Zeichenkodierung ist vorhanden



		Multimedia mit Tags		Bestanden		Alle Multimediaobjekte verfügen über Tags



		Bildschirmflackern		Bestanden		Seite verursacht kein Bildschirmflackern



		Skripten		Bestanden		Keine unzugänglichen Skripts



		Zeitlich abgestimmte Antworten		Bestanden		Seite erfordert keine zeitlich abgestimmten Antworten



		Navigationslinks		Bestanden		Navigationslinks wiederholen sich nicht



		Formulare





		Regelname		Status		Beschreibung



		Formularfelder mit Tags		Bestanden		Alle Formularfelder verfügen über Tags



		Feldbeschreibungen		Bestanden		Alle Formularfelder weisen eine Beschreibung auf



		Alternativtext





		Regelname		Status		Beschreibung



		Alternativtext für Abbildungen		Bestanden		Abbildungen erfordern Alternativtext



		Verschachtelter alternativer Text		Bestanden		Alternativer Text, der nicht gelesen wird



		Mit Inhalt verknüpft		Bestanden		Alternativtext muss mit Inhalten verknüpft sein



		Überdeckt Anmerkung		Bestanden		Alternativtext sollte keine Anmerkung überdecken



		Alternativtext für andere Elemente		Bestanden		Andere Elemente, die Alternativtext erfordern



		Tabellen





		Regelname		Status		Beschreibung



		Zeilen		Bestanden		„TR“ muss ein untergeordnetes Element von „Table“, „THead“, „TBody“ oder „TFoot“ sein



		„TH“ und „TD“		Bestanden		„TH“ und „TD“ müssen untergeordnete Elemente von „TR“ sein



		Überschriften		Bestanden		Tabellen sollten Überschriften besitzen



		Regelmäßigkeit		Bestanden		Tabellen müssen dieselbe Anzahl von Spalten in jeder Zeile und von Zeilen in jeder Spalte aufweisen



		Zusammenfassung		Übersprungen		Tabellen müssen Zusammenfassung haben



		Listen





		Regelname		Status		Beschreibung



		Listenelemente		Bestanden		„LI“ muss ein untergeordnetes Element von „L“ sein



		„Lbl“ und „LBody“		Bestanden		„Lbl“ und „LBody“ müssen untergeordnete Elemente von „LI“ sein



		Überschriften





		Regelname		Status		Beschreibung



		Geeignete Verschachtelung		Bestanden		Geeignete Verschachtelung










Zurück zum Anfang


PAC-Priifbericht

DOKUMENT

1) PDF/UA

FOUNDATION

ERGEBNIS

Titel
ZOLLERNALBKREIS

Dateiname

Satzung Uber die Erstattung der notwendigen Schilerbeférderungskoster

Sprache Tags Seiten Grole
DE-DE 143 10 201 KB

0 Moglicherweise sind einige PDF/UA-Anforderungen nicht erfullt.

Datum/Uhrzeit Standard

2024-07-30 13:54 PDF/UA-1

PRUFPUNKT ERFULLT WARNUNG FEHLER
Grundanforderungen

PDF-Syntax 334 0 0
Schriften 5 0 0
Inhalt 23569 0 0
Eingebettete Dateien 1 0 0
Naturliche Sprache 11732 0 0
Logische Struktur

Strukturelemente 36 0 0
Strukturbaum 141 2 0
Rollenzuordnungen 188 0 0
Alternative Beschreibungen 287 0 0
Metadaten und Einstellungen

Metadaten 0

Dokumenteinstellungen

UBER PAC

Version: 21.0.0.0

Betriebssystem: Windows

PDF Accessibility Checker (PAC) analysiert die Barrierefreiheit von PDF-Dateien gemass des ISO-/DIN-Standards 14289-1
(PDF/UA) unter Verwendung des Matterhorn Protokolls. Er Gberprift 107 automatisch prufbare Kriterien.

PAC ist ein kostenloses Tool der PDF/UA Foundation: www.pdfua.foundation. Copyright © 2021 PDF/UA Foundation.




https://www.iso.org/standard/64599.html

https://www.pdfa.org/resource/the-matterhorn-protocol/

http://www.pdfua.foundation

https://www.iso.org/standard/64599.html



		PAC-Prüfbericht

		DOKUMENT

		ERGEBNIS

		ÜBER PAC





